
(3) Wird nach der Beantragung einer einstweiligen 
Anordnung wegen der darin geltend gemachter. An­
sprüche eine Klage eingereicht, so sind die für die 
einstweilige Anordnung entstandenen Gebühren auf 
die des nachfolgenden Klageverfahrens anzurech­
nen.

§9
Gebühren in Rechtsmittel-,
Kassations- und 
Wiederaufnahmeverfahren
(1) Die Bearbeitungs- sowie die Verhandlungsge­
bühr entstehen im Rechtsmittelverfahren sowie im 
Kassations- und im Wiederaufnahmeverfahren ge­
sondert. Eine nach §6 Abs. 4 entstandene Bearbei­
tungsgebühr für die Anfertigung einer Kassationsan­
regung ist anzurechnen.
(2) Im Falle der Zurückverweisung der Sache ent­
steht nur die Verhandlungsgebühr erneut.

§ 10
Gebühren für die Vollstreckung
(1) Im Vollstreckungsverfahren entsteht für die 
Vertretung des Gläubigers, des Schuldners, eines 
durch die Vollstreckung betroffenen oder eines zur 
Anmeldung von Rechten aufgeforderten Dritten die 
Bearbeitungsgebühr zur Hälfte. Durch diese Gebühr 
wird die gesamte Tätigkeit während der Dauer der 
Vollstreckung abgegolten, sow'eit nicht nach Abs. 2 
oder nach Abs. 4 ein weiterer Gebührenanspruch be­
steht.
(2) Im Verfahren zum gerichtlichen Verkauf eines 
Grundstücks oder Gebäudes, eines Schiffes oder 
Schiffsbauwerkes entsteht für die Vertretung eines 
Beteiligten im Verkaufs- oder im Verteilungstermin 
die Verhandlungsgebühr zur Hälfte. Sie entsteht im 
Verfahren jedoch nur einmal.
(3) Die in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten Ge­
bühren entstehen auch für die Vertretung eines Be­
teiligten im gerichtlichen Verfahren zur Beschrän­
kung der Haftung eines Reeders und im gerichtli­
chen Verfahren zur Verteilung einer Entschädigung 
für ein in Volkseigentum übergegangenes Grund­
stück.
(4) Für die Vertretung im Verfahren zur Entschei­
dung
1. über den Widerspruch eines Ehegatten gegen die 

Vollstreckung in das gemeinschaftliche Eigen­
tum und Vermögen (§ 16 Abs. 2 Familiengesetz­
buch, § 132 Abs. 2 Zivilprozeßordnung),

2. über Anträge auf Erklärung der Unzulässigkeit 
der Vollstreckung (§ 133 Zivilprozeßordnung),

3. über Beschwerden gegen in der Vollstreckung er­
lassene Beschlüsse (§ 135 Abs. 1 Zivilprozeßord­
nung)

stehen dem Rechtsanwalt die Bearbeitungsgebühr 
sowie die Verhandlungsgebühr in voller Höhe geson­
dert zu. Eine Gebühr nach Abs. 1 ist auf die in die-

Rechtsanwaltsgebührenordnung 14.
sem Verfahren entstehende Bearbeitungsgebühr an­
zurechnen.

III.
Gebühren in Strafsachen 

§ 11
Gebühren des Verteidigers
(1) In Strafsachen beträgt die Gebühr für die Vertei­
digung eines Angeklagten
1. in Verfahren vor dem Kreisgericht 100 M bis 

600 M und, wenn die Hauptverhandlung mehrere 
Tage dauert,ffür den zweiten und jeden weiteren 
Verhandlungstag je 50 M bis 300 M;

2. in Verfahren vor dem Bezirksgericht 100 M bis 
700 M und, wenn die Hauptverhandlung mehrere 
Tage dauert, für den zweiten und jeden weiteren 
Verhandlungstag je 50 M bis 350 M;

3. in Verfahren vor dem Obersten Gericht 200 M bis 
900 M und, wenn die Hauptverhandlung mehrere 
Tage dauert, für den zweiten und jeden weiteren 
Verhandlungstag je 100 M bis 400 M.

(2) War der Rechtsanwalt nur im Ermittlungsver- 
■ fahren oder im gerichtlichen Verfahren nur außer­
halb der Hauptverhandlung, im Verfahren über den 
Einspruch gegen die Entscheidung eines gesell­
schaftlichen Gerichts oder im Strafbefehlsverfahren 
tätig, so steht ihm eine Gebühr von 50 M bis 400 M 
zu.
(3) Verteidigt der bereits im Strafbefehlsverfahren 
tätig gewesene Rechtsanwalt den Beschuldigten 
nach Einlegung des Einspruchs gegen den Strafbe­
fehl auch in der Hauptverhandlung, so stehen ihm 
die entsprechenden Gebühren des Abs. 1 zu. Nach 
Abs. 2 entstandene Gebühren sind anzurechnen.
(4) Die vorstehenden Gebühren stehen dem 
Rechtsanwalt für jede Instanz gesondert zu. Bei der 
Verteidigung mehrerer Angeklagter stehen ihm hin­
sichtlich jedes Angeklagten die Gebühren nach die­
ser Ordnung und seine Auslagen zu.
(5) In Strafsachen, die wegen ihres Umfanges und 
ihrer Schwierigkeit einen außergewöhnlichen Ar­
beitsaufwand erfordern, kann dem Rechtsanwalt auf 
seinen Antrag eine die Höchstsätze der Absätze 1 
und 2 übersteigende Gebühr bewilligt werden. In 
Verfahren vor dem Kreisgericht oder dem Bezirks­
gericht trifft diese Entscheidung der Minister der Ju­
stiz, in Verfahren vor dem Obersten Gericht der 
Präsident des Obersten Gerichts.

§ 12
Besondere Gebühren
(1) Für die Einreichung einer Kassationsanregung 
oder eines Gesuchs um Wiederaufnahme des Ver­
fahrens beträgt die Gebühr 50 M bis 200 M. Diese 
Gebühr ist auf die Gebühr anzurechnen, die der 
Rechtsanwalt für die Tätigkeit im Kassationsverfah-
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